Berlin, 27. Juli 2026

Deutsche Industrie- und Handelskammer

Stellungnahme

Stellungnahme zum Referentenentwurf beziiglich des Netzanschlusspakets mit Blick auf den
»Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Energiewirtschaftsrechts zur Synchronisierung
des Anlagenzubaus mit dem Netzausbau sowie zur Verbesserung des Netzanschlussverfah-
rens”

Wir bedanken uns fiir die Gelegenheit, zum Referentenentwurf bezliglich des ,,Entwurf eines
Gesetzes zur Anderung des Energiewirtschaftsrechts zur Synchronisierung des Anlagenzubaus
mit dem Netzausbau sowie zur Verbesserung des Netzanschlussverfahrens”.

A.

Das Wichtigste in Kiirze

Die DIHK teilt grundsatzlich die Einschatzung des BMWE, dass im ,, derzeitigen Strommarkt-
und EE-Forderdesign (...) keine systematischen Anreize [bestehen], Anlagenprojekte dort zu
realisieren, wo der EE-erzeugte Strom bestmoglich abgenommen und nutzbar gemacht wer-
den kann. Das ist volkswirtschaftlich ineffizient.”

Aus Sicht der DIHK sollten erneuerbare Energien dort ausgebaut werden, wo Netzkapazita-
ten vorhanden sind. So lassen sich die Netzentgeltanstiege fir die Wirtschaft begrenzen. Die
Begrenzung von Entschadigungszahlungen in kapazitatslimitierenden Netzgebieten reicht
aus Sicht der allermeisten Betriebe nicht aus, um eine wirkungsvolle Lenkungswirkung zu
entfalten. Wo Netzkapazitaten fehlen, sollten keine zuséatzlichen Erzeugungsanlagen staat-
lich geférdert werden. Die Synchronisierung von Stromnetz und Erzeugungsausbau sollte
noch starker in den Blick genommen werden. Gleichzeitig sollte der Netzausbau insgesamt,
aber vor allem in diesen Regionen forciert werden.

Netzanschliisse entwickeln sich immer mehr zum Flaschenhals fiir betrieblichen Klima-
schutz. Die DIHK spricht sich daher fir verbindliche statt optionaler Kriterien fiir Netzan-
schlisse aus. Dabei sollte die Ortsgebundenheit, der Flachenbesitz und Finanzierungsnach-
weise des Antragsstellers verpflichtend sein. Einzelne Branchen oder Erzeugungsarten soll-
ten nicht priorisiert werden. Darlber hinaus sollten auch fiir Verteilnetzbetreiber bundes-
einheitliche Kriterien mit Spielraum fiir regionale Besonderheiten festgelegt werden.
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e Die Digitalisierung von Antragsprozessen und die Online-Darstellung von freien Netzan-
schlusskapazitaten wird von der Wirtschaft seit langem gefordert. Anstelle einer Riickmel-
defrist, sollten jedoch Entscheidungsfristen im EnWG verankert werden. Klare Fristen schaf-
fen zusatzlich Planungssicherheit fiir die Betriebe und sollten im Rahmen der Anreizregulie-
rung zusatzlich Bericksichtigung finden. Auch unterstiitzt eine (iberwiegende Mehrheit der
Unternehmen in diesem Rahmen Reservierungsgebihren, wenn diese die Liquiditat ernst-
hafter Antragssteller nicht tGberfordern.

e Dievorgesehen Kappung von vertraglich vereinbarter Netzanschlussleistung bei dreijahriger
Nichtnutzung ist aus Sicht der DIHK sehr kritisch zu bewerten und sollte gestrichen werden.
Dadurch wiirde u. a. die Elektrifizierung in den Betrieben erheblich erschwert.

B. Inhaltliche Ausfiihrungen

Das Netzanschlusspaket ist aus Sicht der Wirtschaft ein wichtiger Schritt, um den Ausbau erneu-
erbarer Energien besser mit dem Ausbau der Stromnetze zu synchronisieren. Bislang werden
neue Erzeugungsanlagen haufig schneller gebaut als die notige Netzkapazitat verfigbar ist. Dar-
Uber hinaus ignoriert der Ausbau erneuerbarer Energien bisher die tatsachlich verfligbaren
Netzkapazititen und bezieht die bestehende Netzinfrastruktur nicht in wirtschaftliche Uberle-
gungen ein. Das fiihrt zu steigenden Systemkosten in Form von Redispatch, Abregelungen, zu-
satzliche Reservekapazitdten und einem lGberdimensionierten Netzausbau. Diese Kosten schla-
gen sich am Ende direkt in den Netzentgelten nieder und belasten Unternehmen in Deutschland
erheblich. Die bisherige Praxis schadet erheblichem der Wettbewerbsfahigkeit des Wirtschafts-
standorts Deutschlands. Dies wird mit Blick auf den von der Bundesnetzagentur prognostizier-
ten Anstieg der Netzentgelte von derzeit 37 auf 79 Mrd. Euro im Jahr 2045 deutlich. Mit Blick
auf die betriebliche Ebene geht Frontier Economics! von einem durchschnittlichen Anstieg der
Stromnetzentgelte von 60 bis 130 Prozent aus.

Das Netzanschlusspaket wird daher grundsatzlich von der Wirtschaft unterstiitzt, weil es den
Ausbau von Stromerzeugung starker an den tatsdchlichen Netzkapazitaten ausrichtet. Durch
bessere Steuerung von Netzanschlissen, digitale Verfahren und eine gezieltere Netzintegration
kdnnen Engpasse friihzeitig vermieden und Investitionen auf der Angebots- und Nachfrageseite
effizienter geplant werden.

Anzumerken ist jedoch, dass die nun festgelegte Reduzierung des Entschadigungsanspruchs fir
Erzeugungsanlagen in kapazitatslimitierenden Netzgebieten auf 10 bis 20 Prozent der jahrlichen
Stromerzeugung nicht ausreicht, um eine wirkungsvolle Lenkungswirkung sicherzustellen.
Ebenfalls fehlt im Referentenentwurf die Eigenversorgung durch eine pragmatische Regelung
zur Nulleinspeisung rechtssicher und unbiirokratisch fiir die Betriebe zu erméglichen. Die Ein-
flihrung einer solchen Regelung wiirde auch die Netzbetreiber und alle anderen Anschlusspe-
tenten entlasten und damit fiir die Breite der Wirtschaft einen Nutzen entfalten.

! frontier-dihk-plan-b-ergaenzungsstudie-unternehmen-2025-10-27.pdf
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Zu § 14d, Abs. 1, EnWG (neu)

Der neue Artikel sieht vor, dass Betreiber von Elektrizitdtsverteilernetzen Umspannanlagen fiir
die Dauer von bis zu 6 Jahren als kapazitdtslimitiert ausweisen kénnen, wenn die Wirkleistungs-
erzeugung an dieser Stelle im vergangenen Jahr um mehr als 5 Prozent reduziert wurde. Die
Gebiete sind technologiespezifisch fiir Wind an Land und PV-Anlagen des ersten Segments aus-
zuweisen. Diese Gebiete werden als kapazitdtslimitierten Netzgebiete bezeichnet. Liegen die Be-
dingungen drei Jahre in Folge nicht vor, ist die Ausweisung nichtig.

DIHK-Bewertung

Die Moglichkeit, zuklinftig kapazitatslimitierten Netzgebiete ausweisen zu kénnen, wird von der
ganz Uberwiegenden Mehrheit der Wirtschaft unterstiitzt, weil dadurch die Kosten des Strom-
netzbetriebs, des Netzausbaus und der Forderung erneuerbarer Energien reduziert werden kon-
nen. Das entlastet die Betriebe und starkt den Wirtschaftsstandort. Aus der Perspektive der Un-
ternehmen ist die Dauer kapazitatslimitierende Netzgebiete fiir 6 Jahre auszuweisen angemes-
sen, weil dies den Druck auf den Netzausbau erhoht. Ebenfalls richtig ist die Schwelle von 5
Prozent Abregelung von Wirkleistung fir die Ausweisung solcher Gebiete. Besonders erfreulich
ist die technologiespezifische Ausgestaltung, da diese sicherstellt, dass in PV-
Uberschussregionen der Ausbau der Windkraft weiterhin moglich ist und umgekehrt.

§ 17, 1a, EnWG: Freigabe von ungenutzten Anschlusskapazitat
Anschlusskapazitdt, die von einzelnen Anschlussnehmern in einem Zeitraum von drei Kalender-
jahren nicht in Anspruch genommen werden, sollen wieder freigegeben werden.

DIHK-Bewertung

Die Breite der Wirtschaft steht der Freigabe von Anschlusskapazitdaten sehr skeptisch gegen-
Uber. Obgleich unklar bleibt, wie sich die Umsetzung in der Praxis konkret abbildet, ist darauf
hinzuweisen, dass Industriebetriebe und Gewerbetreibende Netzanschliisse langfristig im Rah-
men ihrer betrieblichen Klima- und Elektrifizierungsstrategie sicherstellen mussen. Einseitige
Aufkindigungen bereits zugesicherter Netzkapazitaten sind daher mit dem Bestandsschutz
schwer zu vereinen und wiirden die Planungssicherheit und Investitionsbereitschaft der Unter-
nehmen am Standort Deutschland schmalern. Die Wiederaufnahme bzw. kurzfristige Erhéhung
des wirtschaftlichen Betriebs ware in diesem Fall erheblich eingeschrankt und kénnte den Un-
ternehmen damit erheblich schaden. Zudem weisen wir darauf hin, dass viele Netzgebiete in-
zwischen durch Stromeinspeisung bestimmt werden, hier wiirde eine Reduzierung von Strom-
bezugsleistung per se keinen Mehrwert bringen bzw. die lokale Erhéhung von Stromabnahme
erschweren und damit kontraproduktiv wirken. Die DIHK empfiehlt daher dringend, diese Re-
gelung zu streichen.
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§ 17a, EnWG: Netzanschluss an das Ubertragungsnetz

Ubertragungsnetzbetreiber miissen Priorisierungsverfahren fiir Netzanschliisse an das Ubertra-
gungsnetz erarbeiten und bis zum 01.01.2027 von der Bundesnetzagentur bestdtigen lassen. An-
derungswiinsche der BNetzA miissen anschliefend mit einer Frist von 2 Monaten umgesetzt wer-
den. Dabei darf auch die Bereitschaft fiir flexible Netzanschliisse (FCA) beriicksichtigt werden.

DIHK-Bewertung

Fehlende Kapazitaten sowie birokratische und vielfach analoge Verfahren sorgen fiir lange
Wartelisten. Schon heute sind die Anschlusskapazitdten vielerorts bis in die 30er-Jahre ausge-
schopft. Wo Betriebe aufgrund von Netzengpédssen Elektrifizierungsprojekte verschieben miis-
sen, Investitionen in den Standort ausbleiben oder von vornherein auf Neuansiedelungen ver-
zichten werden muss, gerat die Wettbewerbsfahigkeit einmal mehr unter Druck. Priorisierungs-
verfahren flir Netzanschlisse nach transparenten und diskriminierungsfreien Kriterien kdnnen
hier Abhilfe schaffen. Diese sollten jedoch bundeseinheitlich, digital und verbindlich vorgegeben
werden und nicht optional sein.

§ 17b, EnWG: Priorisierung von Netzanschlussbegehren und Freihaltung von Netzanschluss-
kapazitat

Nachfolgende Kriterien kénnen Ubertragungsnetzbetreiber zukiinftig heranziehen:

1. Sicherheit und Zuverldssigkeit, 2. gesetzliche Zielvorgeben, 3. BNetzA Szenariorahmen, 4. Be-
darf angrenzender und angelagerter EVUs, 5. Uberbauung am Netzverkiipfungspunkt, 6. Flé-
chenausweisung in Raumordnung und Bauleitplanung.

Die Verteilnetzbetreiber erhalten die Berechtigung bestditigte Priorisierungskriterien zu liberneh-
men und von der jeweils zusténdigen Regulierungsbehérde anzuzeigen und zu verdffentlichen.

DIHK-Bewertung

Der Gesetzestext fihrt ausschlieBlich optionale Kriterien auf. Nach Auffassung der DIHK sind
diese optionalen Kénnensvorgaben durch einige wenige verbindliche Miissensvorgaben zu er-
setzen oder zu erganzen. Dabei sind aus DIHK-Sicht die Annahmen aus dem Szenariorahmen
kein geeignetes Kriterium auf, da dieser starkt annahmegetrieben ist und sich die tatsachlichen
Gegebenheiten rasch dndern-Zudem liefe das auf die Bevorzugung einzelner Branchen bzw.
Technologien hinaus und kénnte sich insbesondere fir Anschlussbegehren der Nachfrageseite
als problematisch erweisen. Aus der Perspektive der Gesamtwirtschaft sollte dabei ergénzend
das Kriterium der Ortsgebundenheit verbindlich Berlicksichtigung finden. Auch sollte der nach-
weisliche Flachenbesitz als verbindliches Kriterium aufgenommen werden. Ebenso sollte der
Fokus auf ernstgemeinten Anfragen liegen, welche beispielsweise durch ein Term-sheet tber
die Finanzierung nachzuweisen ist. Eine Priorisierung einzelner Branchen aus politischen Griin-
den ist hingegen kritisch zu bewerten.

Fiir die Verteilnetzbetreiber sollten ebenfalls eigenstandige und verbindliche Kriterien aufge-
nommen werden, die bundeseinheitlich wirken und die Mdglichkeit der optionalen Erganzung
regionaler Besonderheiten in engen Grenzen enthalten. Fir die Wirtschaft erweist sich dabei
das Repartierungsverfahren als vielfach ungeeignet, wahrend ein Priorisierungsverfahren je
nach Ausgestaltung prinzipiell vorteilhaft fiir die Betriebe ist.
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§ 17c, EnWG: Transparenz iiber verfiigbare Netzanschlusskapazitéiten in Elektrizitéitsversor-
gungs-netzen

Netzbetreiber werden verpflichtet verfiigbarer Netzanschlusskapazitidten monatlich auf Karten
im Internetz zu veréffentlichen. Des Weiteren ist die Einfiihrung unverbindlicher Netzanschluss-
auskiinfte in einem elektronischen Verfahren ab dem 01.01.2028 ab einer Nennleistung von 135
Kilowatt zu gewdhrleisten. Dabei soll Auskunft fiir Jedermann von der Nieder- bis zur Hochspan-
nung lber den in der Luftlinie am kiirzesten entfernt liegenden Netzverkniipfungspunkt sowie
einen weiteren gegeben werden. Sollte der kiirzeste Netzverknlipfungspunkt keine freien Kapa-
zitdten haben, hat der Netzbetreiber anzuzeigen, ob die grundsdtzliche Mdglichkeit zum Ab-
schluss einer flexiblen Netzanschlussvereinbarung (FCA) besteht.

DIHK-Bewertung

Das Wissen Uber die Verfligbarkeit von Netzanschlusskapazitdten ist flir die Wirtschaft mit Blick
auf Planungs- und Investitionsentscheidungen von zentraler Bedeutung. Um den Unternehmen
zeitnah eine unverbindliche Auskunft sicherzustellen, solle im Gesetzestext eine Frist von bei-
spielsweise drei Monaten ergénzt werden. Eine vergleichbare Frist soll im Verfahren zum Netz-
anschlussbegehren aufgenommen werden und sollte ebenso bereits bei der unverbindlichen
Netzanschlussauskiinfte im Rahmen des elektronischen Verfahrens greifen.

Dariber hinaus sollte eine Pflicht eingefiihrt werden, verfligbaren Netzanschlusskapazitaten auf
einer zentralen und bundeseinheitlichen Karte und nicht dezentral auf Verteilnetzebene zu ver-
offentlichen. Entsprechende Vorgaben und Transparenzpflichten sind zudem vor dem Hinter-
grund sicherheitspolitischer Gegebenheiten in ihrer Detailtiefe abzuwagen.

§ 17d, EnWG: Informationspflichten bei Netzanschlussbegehren
Netzanschlussbegehren sind mit einer Frist von drei Monaten zu beantworten und alle drei Mo-
nate zu aktualisieren. Der Bearbeitungsprozess soll online einsehbar sein.

DIHK-Bewertung

Aus Sicht der DIHK ist eine Fristsetzung fiir Netzanschlussbegehren richtig. Das schafft Planbar-
keit fir die Betriebe. Dabei miissen jedoch kontinuierliche Nachforderungen, die den Prozess
immer wieder in die Lange ziehen konnen, vermieden werden. Besser ist daher die einmalige
Moglichkeit fiir Netzbetreiber Unterlagen innerhalb von zwei Wochen nach Antragseingang auf
Vollstandigkeit zu prifen und ggf. fehlende Unterlagen beim Anschlusspetenten nachzufordern.

Gleichwohl sollte die Fristsetzung auch in ihrer praktischen Umsetzung sichergestellt werden.
Vorstellbar wére aus Sicht der DIHK, dass Verstof3e und Fristverletzungen Auswirkungen auf die
Eigenkapitalverzinsung haben. Die Qualitatsregulierung sollte dabei die Grundlage fiir eine zu-
kunftsfahige Weiterentwicklung der Anreizregulierung schaffen. Die Umsetzung kann in Form
eines Bonus-Malus-Systems in der Anreizregulierung etabliert werden. Die Bundesregierung
sollte darauf bei der Bundesnetzagentur (BNetzA) hinweisen und entsprechende Uberlegungen
in den NEST-Prozess einbringen.
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§ 17e, EnWG: Elektronische Ubermittlung von Netzanschlussbegehren; digitale Netzan-
schlussportale

VollIstdndig digitales Netzanschlussverfahren iiber Portale verpflichtend ab 1.1.2028. Davon
ausgenommen ist die Hochspannungsebene.

DIHK-Bewertung

Eine umfassende Digitalisierung der Netzanschlussverfahren sollte die Effizienz steigern, Fristen
festlegen und Transparenz schaffen. Die DIHK unterstiitzt die gesetzlichen Regelungen zum Auf-
bau einer bundesweiten Plattform. Viele regionale Portale helfen den Unternehmen hingegen
kaum weiter, auch wenn diese digital ausgestaltet sind. Bei sollten die verfligbaren Netzkapazi-
taten in Echtzeit abbildet werden und Anschlussnehmern eine unmittelbare Riickmeldung tiber
mogliche Kapazitdaten gegeben werden.

§ 17f, EnWG: Reservierung und Freigabe von Netzanschlusskapazitdit

Einfiihrung eines verbindlichen Reservierungs- und Freigabesystems inkl. Geblihrenoption. Dafiir
sollen die VNBs eine gemeinsame Vorgabe fiir die Reservierung von Netzanschliissen ab 135 Ki-
lowatt entwickeln und der BNetzA zur Bestditigung vorlegen.

DIHK-Bewertung

Die DIHK unterstiitzt Reservierungsgebiihren, wenn diese bundeseinheitlich umgesetzt werden,
um vorhandene Netzkapazitaten optimal auszunutzen und Netzausbau auf das notwendige Mi-
nimum zu beschranken. Die Hohe der Gebihren darf jedoch nicht die Liquiditat ernsthafter An-
tragssteller Giberfordern oder betriebliche Elektrifizierungsstrategien zusatzlich belasten. Ent-
sprechend gilt, dass die Hohe der Reservierungsgebiihr Spekulationen vermeiden aber ernstge-
meinte Projekte nicht gefahrden sollte.

§ 8 Absatz 4, EEG: Netzanschlusspflicht und Entschédigung

Neu eingefiihrt wird eine Begrenzung der Wirkleistungseinspeisung am Netzverkniipfungspunkt.
Diese betrdgt fiir Solaranlagen des ersten Segments 70 Prozent der installierten Leistung und fiir
Windkraftanlagen an Land 280 Watt je Quadratmeter der vom Rotor der Windenergieanlage
liberstrichenen Fldche.

Der neue Absatz ermdglicht eine Abweichung von der Regelung, dass erneuerbare Energieanla-
gen unabhdngig der verfiigbaren Netzkapazitdt prioritdr an das Stromnetz angeschlossen wer-
den miissen. Dies gilt jedoch nur bei Netzanschlussbegehren die in einem kapazitatslimitierten
Netzgebiet eingehen. Wird ein Netzanschluss dennoch gewiinscht, entfdllt der Entschédigungs-
anspruch, wobei eine maximale Grenze von 10 bis 20 Prozent der erzeugten Strommenge im Jahr
pro Anlage Investitionen in entsprechenden Gebieten weiterhin sicherstellen soll.

DIHK-Bewertung

Aus der Perspektive der DIHK ist es von zentraler Bedeutung, dass Anlagen zukiinftig dort er-
richtet werden, wo der Strom auch vom Netz abgenommen werden kann. Der Ausbau erneuer-
barer Energien ohne Netzkapazitdten erzeugt hohe Systemkosten insbesondere mit Blick auf
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die Redispatchkosten und fihrt zu einem erheblichen Netzausbaubedarf. Dadurch steigen die
Netzentgelte fir Unternehmen in Deutschland stark an. Zukiinftig muss der Ausbau erneuerba-
rer Energien mit den vorhandenen Netzkapazitaten besser verzahnt werden. Auch ist es fraglich,
warum ausschliellich erneuerbare Energien bei knappen Netzressourcen prioritar beim Netz-
anschluss behandelt werden. Nach Auffassung der DIHK sollte keine Branche aus politischen
Grinden bevorzugt ans Stromnetz angeschlossen werden. Die Begrenzung der Wirkleistungs-
einspeisung am Netzverknipfungspunkt auf 70 Prozent beziehungsweise 280 Watt folgt der
etablierten Praxis von PV-Dachanlagen und ist ein erster Schritt in die richtige Richtung die Ka-
pazitdten des Netzausbaubedarfs und die damit einhergehenden Kosten zu begrenzen.

Die Reduzierung des Entschadigungsanspruchs in kapazitatslimitierenden Netzgebieten reicht
hingegen nach Uberwiegender Auffassung der Wirtschaft nicht aus, um eine tatsachliche Len-
kungswirkung zu entfalten und den Ausbau erneuerbare Energien besser mit dem Netzausbau
zu synchronisieren. Wo keine ausreichenden Netzkapazitdaten vorhanden sind, sollte auch keine
weiteren Erzeugungskapazitaten staatlich gefordert und anschlieRend wegen Abregelung ent-
schadigt werden.

§ 17, EEG: Kapazitatserweiterung, Baukostenzuschuss

Verweis auf die Kompetenzen der Bundesnetzagentur das diese insbesondere Verfahren oder
Kriterien vorgeben kann, anhand derer Netzbetreiber Baukostenzuschiisse (BKZ) als pauscha-
lierte oder nach netzwirtschaftlichen Parametern regional zu differenzierende Betréige erheben
kann.

DIHK-Bewertung

Die DIHK sieht in der Finanzierung des Stromnetzausbaus und der damit verbundenen Kosten
eine erhebliche Herausforderung fir die Wettbewerbsfahigkeit des Unternehmensstandorts
Deutschland. Es ist daher wichtig, dass alle Instrumente zuklinftig genutzt werden, um den kon-
tinuierlichen Anstieg der Netzentgelte fiir die Unternehmen aufgrund steigender Investitions-
und Betriebskosten fiir ein zukunftsfahiges Stromnetze einzugrenzen. Aus der Perspektive der
Wirtschaft sind dabei regional differenzierte und dynamische Netzentgelte fiir alle Netznutzer
ein zentraler Hebel. Dies sollte im AgNes-Prozess der Bundesnetzagentur klar in den Fokus ge-
stellt werden.? Dariiber hinaus sollten regional differenzierte Baukostenzuschiisse ein weiteres
zusatzliches Instrument sein. Weil sich Baukostenzuschiisse jedoch nur bei der Investitionsent-
scheidung und nicht beim Anlagenbetrieb sowie nur auf Neuinvestitionen und nicht auf Be-
standsanlagen auswirken, sind regionale und dynamische Netzentgelte in ihrer Entlastungswir-
kung zu praferieren.

In diesem Zusammenhang bewertet die DIHK die Einfihrung von Baukostenzuschiissen auch fir
KWK und sonstige Kraftwerke in den Artikeln 4 und 5 des Gesetzes als richtige Maflnahme.

2 Hierzu verweisen wir auch auf unsere Stellungnahme im Rahmen des AgNes-Prozesses.
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C. Ergdnzende Informationen

a. Ansprechpartner mit Kontaktdaten

Dr. Sebastian Bolay

Bereichsleiter Energie, Umwelt, Industrie

DIHK - Deutscher Industrie- und Handelskammer
Breite StrafRe 29, 10178 Berlin

Telefon (030) 2 03 08 - 22 00
bolay.sebastian@dihk.de

Dr. Niclas Wenz

Referatsleiter Strommarkt, Erneuerbare Energien und nationaler Klimaschutz
DIHK - Deutsche Industrie- und Handelskammer

Breite StraRe 29, 10178 Berlin

Telefon (030) 203 08 - 22 02

wenz.niclas@dihk.de

b. Beschreibung DIHK

Wer wir sind:

Unter dem Dach der Deutschen Industrie- und Handelskammer (DIHK) sind die 79 Industrie-
und Handelskammern (IHKs) zusammengeschlossen. Unser gemeinsames Ziel: Beste Bedin-
gungen fir erfolgreiches Wirtschaften.

Auf Bundes- und Europaebene setzt sich die DIHK fiir die Interessen der gesamten gewerbli-
chen Wirtschaft gegeniiber Politik, Verwaltung und Offentlichkeit ein. Denn mehrere Millionen
Unternehmen aus Handel, Industrie und Dienstleistung sind gesetzliche Mitglieder einer IHK -
vom Kiosk-Besitzer bis zum Dax-Konzern. So sind DIHK und IHKs eine Plattform fir die vielfalti-
gen Belange der Unternehmen. Diese biindeln wir in einem verfassten Verfahren auf gesetzli-
cher Grundlage zum Gesamtinteresse der gewerblichen Wirtschaft und tragen so zum wirt-
schaftspolitischen Meinungsbildungsprozess bei.

Grundlage unserer Stellungnahmen sind die wirtschaftspolitischen Positionen und beschlosse-
nen Positionspapiere der DIHK unter Berticksichtigung der der DIHK bis zur Abgabe der Stel-
lungnahme zugegangenen AuRerungen der IHKs und ihrer Mitgliedsunternehmen.

Dariber hinaus koordiniert die DIHK das Netzwerk der 150 Auslandshandelskammern, Delega-
tionen und Reprasentanzen der Deutschen Wirtschaft in 93 Landern.

Sie ist im Register der Interessenvertreter der Europdischen Kommission registriert (Nr.
22400601191-42).

DIHK | Deutsche Industrie- und Handelskammer -8-
Besucheranschrift: Breite StraBe 29 | 10178 Berlin-Mitte | Postanschrift: DIHK | 11052 Berlin
Tel. 030-20308-0 | Internet: www.dihk.de


mailto:bolay.sebastian@dihk.de
mailto:wenz.niclas@dihk.de

	Stellungnahme zum Referentenentwurf bezüglich des Netzanschlusspakets mit Blick auf den „Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Energiewirtschaftsrechts zur Synchronisierung des Anlagenzubaus mit dem Netzausbau sowie zur Verbesserung des Netzanschlussverfahrens“
	A. Das Wichtigste in Kürze
	B. Inhaltliche Ausführungen
	C. Ergänzende Informationen
	a. Ansprechpartner mit Kontaktdaten
	b. Beschreibung DIHK
	Wer wir sind:



